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Die Verfassung an der Wende vom
20. zum 21. Jahrhundert
Eine deutsch-französische Perspektive
Aurore Gaillet
Traduction : Olivier Joop
»Die existentiellen Situationen führen notwendig
zu den Grundlagen, während politische
Ruhephasen eher die Kultur des geltenden Rechts
begünstigten«.1 
1 Was Michael Stolleis hier in Bezug auf das 19. Jahrhundert feststellt,  lässt sich ohne
weiteres  auf  die  Gegenwart  übertragen.  Das  heute  wieder  aktuelle  Thema  der
»Vertrauenskrise« der repräsentativen Demokratie2 führt auch zu einer Infragestellung
der Verfassungsordnungen. Es erscheint daher notwendig, den zentralen Begriff der
»Verfassung  an  der  Wende  vom  20.  zum  21. Jahrhundert«  einer  Überprüfung  zu
unterziehen.
2 Vor  dem  Hintergrund  der  Feierlichkeiten  anlässlich  des  70-jährigen  Bestehens  des
Grundgesetzes  der  Bundesrepublik  Deutschland  (23. Mai  1949)  und  des  60-jährigen
Bestehens der Verfassung der V. Französischen Republik (4. Oktober 1958) bot es sich
förmlich an,  eine rechtsvergleichende Bilanz zu ziehen.3 Auch das Inkrafttreten der
Weimarer  Reichsverfassung  vor  100 Jahren,  am  11. August  1919,  sollte  dabei  nicht
vergessen werden.4 Derartige  Gedenkfeiern bieten Anlass,  die  Errungenschaften des
Konstitutionalismus im Allgemeinen, aber auch die Stabilität der französischen und der
deutschen Rechtsordnung im Besonderen zu würdigen. Diese für beide Länder geltende
Feststellung darf allerdings nicht darüber hinwegtäuschen, dass zwischen der oftmals
als  »Erfolgsgeschichte«5 dargestellten  Entwicklung  des  Grundgesetzes  und  einer
weitaus kritischeren Würdigung der französischen Verfassung6 weiterhin ein Graben
besteht.  Allgemein  lässt  sich  jedoch  feststellen,  dass  die  Ausbreitung  eines
»Verfassungsmodells«,  das  auf  bestimmten  formellen  und  materiellen  Kriterien7
beruht,  zweifelsohne  zu  der  schrittweisen  Überwindung  der  autoritären  und
totalitären  Regime  des  20. Jahrhunderts  und  zur  Festigung  des  Rechtsstaats
Die Verfassung an der Wende vom 20. zum 21. Jahrhundert
Trivium, 30 | 2019
1
beigetragen  hat.8 Andererseits  verbietet  sich  jede  blinde  Selbstzufriedenheit. 9 Die
zahlreichen  auf  den  Staat  einwirkenden  Veränderungen,  die  Erschütterungen  der
europäischen  Demokratien  –  und ihrer rechtsstaatlichen  Dimension  –,  die
Unsicherheiten  in  Bezug  auf  die  Grundlagen  des  politischen  und  sozialen  Paktes  –
nunmehr angereichert um eine unverzichtbare ökologische Komponente10 –, das alles
sind  Warnzeichen  mit  Auswirkungen  auf  diese  klassischen  Begrifflichkeiten  des
Verfassungsrechts wie »Staat«11 oder »Verfassung«.
3 Die  im  Zentrum  dieses  Themenheftes  stehende  Verfassung  ist  damit  wohl  »nicht
notwendig  an  ihr  Ende«  gekommen.12 Jedoch  fordern  diese  »Momente  der
Verunsicherung«13 dazu auf, die intellektuelle Auseinandersetzung mit den Begriffen
und deren Entwicklungsgeschichte nicht aufzugeben.14 »Der geschichtsblinde Jurist ist
gefährlich«,15 und  nur  wenn  man  die  Entstehungsbedingungen  unserer  zentralen
Begrifflichkeiten kennt, »kann man weiter fragen, ob sie sich verändert haben und was
daraus für Auslegung, Anwendung und Fortentwicklung des geltenden Rechts folgt«.16
Ohne  Anspruch  auf  eine  erschöpfende  Betrachtung  –  sofern  eine  solche  überhaupt
möglich  wäre  –  können  die  in  dieser  Nummer  versammelten  deutschen  und
französischen Beiträge gemeinsame Überlegungen zum Thema Verfassung anstoßen.
4 Dabei  geht  es  nicht  darum,  die  Entwicklungen  und  Veränderungen  der  beiden
gegenwärtig in diesen Ländern geltenden Verfassungen nachzuzeichnen, sondern den
Verfassungsbegriff  einer  historischen,  theoretischen  und  rechtsvergleichenden
Betrachtung zu unterziehen (1). Anschließend soll der Blick auf die Verfassungsakteure
gerichtet werden (2), womit der dynamische Charakter der Verfassungsordnung betont
werden  kann,  die  stets  Auslegungen  und  Konkretisierungen  bedarf.  Zwar  sind
Unterschiede zwischen Verfassungstext und Verfassungspraxis unvermeidbar, jedoch
stehen  normative  und  politische  Auffassung  von  Verfassung  nicht  zwangsläufig  im
Widerspruch  zueinander.  Ab  dem  Moment,  wo  die  Verfassung  nunmehr  in  einem
zersplitterten  politischen  und  gesellschaftlichen  Umfeld  gedacht  werden  muss  (3),
können diese beiden Bedeutungen sich im Gegenteil sinnvoll ergänzen.
 
1. Historische, theoretische und rechtsvergleichende
Betrachtung
5 Oftmals wird hervorgehoben, dass der »verfassungsgeschichtliche Rückblick wie der
verfassungsvergleichende  Seitenblick  […]  dazu  prädestiniert  [sind],  den  mit  dem
eigenen  (verfassungsdogmatischen  wie)  verfassungstheoretischen  Standpunkt
verbundenen blinden Fleck sichtbar zu machen und kritisch zu beleuchten«.17 In Bezug
auf die Verfassung wirft eine sowohl historische als auch rechtsvergleichende Analyse,
die zugleich rechtstheoretisch und rechtsphilosophisch sein will, das notwendige Licht
auf diese Frage.
6 a)  Historisch  betrachtet,  erfährt  der  Verfassungsbegriff  gegen  Ende  des
18. Jahrhunderts einen tiefgreifenden Bedeutungswandel und überwindet die bislang
vorherrschende  deskriptive  Auffassung  der  Regierungsformen  politischer
Gemeinschaften.  Der  Wandel  des  Verfassungsparadigmas,  in  dem  staatliche
Selbstbehauptung  und  Souveränität  des  Volkes  zusammentreffen,  wird  in den
Beiträgen  von  Olivier  Beaud  und  Dieter  Grimm  im  Einzelnen  nachgezeichnet.18 Die
moderne Verfassung mit ihrem Anspruch, eine legitime und durch das Recht begrenzte
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Herrschaft zu errichten – eine Verfassung im nunmehr auch normativen Sinne –, geht
aus der amerikanischen und der Französischen Revolution hervor. Die fünf von Dieter
Grimm festgestellten Kriterien einer  freiheitlichen und demokratischen Verfassung,
die  das  Ergebnis  dieses  Prozesses  der  »Normwerdung  des  Verfassungsbegriffes«19
bildet, verbinden politische und rechtliche Dimensionen, die alle darauf abzielen, den
Gedanken einer vorgegebenen, äußeren oder übergeordneten Ordnung zu überwinden:
(1)  Verfassungen sind Rechtsnormen,  die  aus  einer  politischen Willensentscheidung
hervorgehen;  (2)  sie  regeln die  Einrichtung und die  Ausübung der  Staatsgewalt; (3)
keine  anderen  Grenzen  als  diejenigen  aus  der  Verfassung,  weder  vor-  noch
außerkonstitutionelle,  werden  als  Begrenzung  der  Staatsgewalt  anerkannt;  (4)  die
Verfassung  ist  die  oberste  Rechtsnorm  und  geht  allen  anderen  rechtlichen
Bestimmungen  und  Regelungen  voran;  (5)  die  einzige  und  ausschließliche
Legitimationsquelle der Verfassung ist der Wille des Volkes.20
7 b)  Rechtstheoretisch  betrachtet,  können  die  skizzierten  besonderen  historischen
Entwicklungen  nur  vor  dem  Hintergrund  der  Ideengeschichte,  insbesondere  der
liberalen politischen Philosophie der Aufklärung, verstanden werden. In diesem Sinne
besteht  eine  enge  Verknüpfung  zwischen  Verfassung und  Konstitutionalismus21:  Die
»moderne« Verfassung wird  als  höchstes  niedergeschriebenes  Gesetz  aus  der  Feder
einer legitimen »verfassungsgebenden Gewalt« (pouvoir constituant)  gedacht. Die sich
daraus ableitende Unterscheidung zwischen verfassungsgebender Gewalt22 und verfassten
Gewalten ( pouvoirs  constitués)23 ist  hier  maßgeblich  –  die  verfassungsgebende  Gewalt
gehört zur Macht des Volkes, im Gegensatz namentlich zu den alten, von den Fürsten
oktroyierten Verfassungen (monarchische »Souveränität« bzw. Legitimität). Gemäß der
doppelten Stoßrichtung von Artikel 16 der Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte
gewährleistet die freiheitliche und demokratische Verfassung die »(Grund-)Rechte« des
Einzelnen und legt die »Trennung der Gewalten«24 fest. Sie geht im Übrigen einher mit
dem Prozess fortschreitender Unterscheidung zwischen Privatsphäre und öffentlichem
Raum.25
8 c)  Eine  rechtsvergleichende  Betrachtung  erlaubt  schließlich  eine  noch  genauere
Analyse.  Alle  hier  vorgestellten  Beiträge  unterstreichen  die  Bedeutung  der
unterschiedlichen  Rechtstraditionen,  der  sozialen  Rahmenbedingungen  und  der
Denkgewohnheiten.  So  hat  sich  die  Entwicklung  in  Deutschland  während  des
19. Jahrhunderts abgehoben vom klassischen liberalen Konstitutionalismus.26 Nach dem
Zusammenbruch des »III. Reiches« hat eine neue Verfassungskultur – man sprach sogar
von  einem  »Verfassungspatriotismus«27 –  die  Wiedererrichtung  des  Rechtsstaats
begleitet;  dabei  wurde  ein  besonderer  Akzent  auf  die  Gerichtsbarkeiten  und  die
Grundrechte28 gelegt. In Frankreich hat die revolutionäre Durchsetzung der Prinzipien
des Konstitutionalismus von 1789 das Land nicht vor »den Unbilden des französischen
Konstitutionalismus«  bewahrt:  die  gesetzes-zentristische  Tradition  und  das
»republikanische«  Misstrauen  gegenüber  der  rechtsprechenden  Gewalt  haben  die
freiheitliche  Verfassungskultur  in  gewissem  Sinne  »geschwächt«.29 Ungeachtet
feststellbarer  Gemeinsamkeiten  der  »europäischen  Verfassungsordnungen«,30 wie
beispielsweise die schrittweise Herausbildung einer »deutsch-französischen« oder gar
einer europäischen31 Rechtsgemeinschaft,  prägen diese Traditionen noch immer das
nationale Rechtsdenken dies- und jenseits des Rheins.32
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2. Die Verfassung und ihre Akteure
a) Normative Verfassung, Verfassungsgerichtsbarkeit und
Konstitutionalisierung des Rechts
9 Sobald die Verfassung als Rechtsnorm begriffen wird, stellt sich die Frage nach den
Verfahren zu deren wirksamer Durchsetzung.  Die  Sicherung der  Verfassung erfordert
zwar  nicht  zwangsläufig  einen  gerichtlichen Schutz,  jedoch  wird  der  Aufstieg  des
Konstitutionalismus immer mehr mit der Einrichtung einer Verfassungsgerichtsbarkeit in
Zusammenhang gebracht.33
10 Die  beiden hier  übersetzten Artikel  von Louis  Favoreu und Helmuth Schulze-Fielitz
betonen  diesbezüglich  das  heutige  Vorherrschen  einer  normativen  Dimension  von
Verfassung, die mit den »Grundrechten und -freiheiten« verknüpft ist und von einer
»Konstitutionalisierung  des  Rechts«  verstärkt  wird;  diese  wird  ihrerseits  von  den
Verfassungsgerichten  alimentiert.  In  Frankreich  war  die  Verrechtlichung  des
Verfassungsrechts von einem Teil der Rechtslehre bereits lange vor dem sogenannten »
nouvel élan« (neuen Aufschwung) (A. Viala) gefordert worden, der durch Einführung des
neuen  prozessrechtlichen  Instruments  der  vorrangigen  Frage  zur
Verfassungsmäßigkeit  (question  prioritaire  de  constitutionnalité –  QPC)  im  Jahr  2010
ausgelöst worden war. Der Leitartikel der ersten Ausgabe der 1990 von Louis Favoreu
ins  Leben  gerufenen  Revue  française  de  droit  constitutionnel ist  in  dieser  Hinsicht
programmatisch zu verstehen.
11 Die Unterschiede zum deutschen Verfassungsmodell sind dennoch erheblich, denn der
Verfassungsrat war ursprünglich nicht als Gericht zur Wahrung der Grundrechte und
Grundfreiheiten konzipiert worden. Der Kontrast zwischen den beiden Systemen bleibt
offensichtlich, sowohl in Bezug auf die Zusammensetzung als auch die Zuständigkeiten
der jeweiligen Verfassungsgerichte.34 Davon zeugt auch in den hier veröffentlichten
Beiträgen  die  Hervorhebung  zunächst  der  sehr  weitreichenden  Kompetenzen  des
deutschen Bundesverfassungsgerichts, darunter eine dem französischen Recht fremde
Urteilsverfassungsbeschwerde  (M. Jestaedt),  sodann  der  besonders  dynamischen
Grundrechtsjudikatur35 des Gerichts – namentlich seit dem Lüth-Urteil vom 15. Januar
1958, das H. Schulze-Fielitz aus der Retrospektive, 50 Jahre danach, analysiert. Andreas
Voßkuhle, Präsident des Bundesverfassungsgerichts (2010–2020) wirft seinerseits einen
erhellenden  Blick  auf  die  bedeutsamen,  vom  Bundesverfassungsgericht  gesetzten
Impulse für eine (auch europäische) »Integration durch Recht«.
 
b) Welche Rolle für die Verfassungsrechtslehre?
12 Die beiden Beiträge von Matthias Jestaedt und Alexandre Viala laden zu einer näheren
Betrachtung  der  Rolle  der  Rechtslehre  ein.  Der  Artikel  des  Ersteren  zeigt  auf,  wie
tiefgreifend die »Dogmatik« die deutsche Rechtskultur prägt.36 In ihrer die Anwendung
und Systematisierung des positiven Rechts begleitenden Funktion ist diese Dogmatik in
Deutschland weitaus präziser ausgestaltet als in Frankreich. Dazu gesellt sich eine »fast
schon symbiotische« Synergie zwischen Rechtslehre und Rechtspraxis,  die aufgrund
der  Bedeutung  der  Rechtsprechung  des  Bundesverfassungsgerichts  besonders  das
deutsche Verfassungsrecht charakterisiert (M. Jestaedt). Die deutsche Rechtslehre, mit
ihren  in  einer  weit  zurückreichenden  und  ruhmreichen  Rechtstradition  liegenden
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Wurzeln,37 bleibt  ein  »starker  Partner«  der  Gerichte.  Doch  mahnen  die  deutschen
Juristen ständig,  sich nicht mit  dieser »Partnerrolle« zu begnügen und damit  ihren
Diskurshorizont  zugunsten  eines  »Bundesverfassungsgerichts-Positivismus«38
einzuschränken  und  die  Tradition  der  Systematisierung  der  Dogmatik  zu
vernachlässigen.
13 Es überrascht nicht, dass ähnliche Warnungen vor der »Gefahr einer Unterordnung«39
einer lediglich die Verfassungsrechtsprechung paraphrasierenden Rechtslehre auch in
Frankreich zu hören sind. Wie Alexandre Viala hervorhebt, liefe eine im Wesentlichen
auf die Rechtsprechung des Verfassungsrates fokussierte und dieser nachplappernde
Rechtslehre  Gefahr,  lediglich  einem  in  der  Verwaltungsrechtslehre  seit  langem
betretenen Pfad zu folgen,  ohne jedoch dabei  Impulse von einer ähnlich mächtigen
Institution wie dem Staatsrat zu erhalten. Mehr noch: ein Vergleich mit dem deutschen
Bundesverfassungsgericht  schärft  die  Kritik  an  den  Schwächen  des  französischen
Verfassungsrates.40 In Bezug auf die französische Rechtslehre weist die Kritik an der
»Überbetonung des  Verfassungsprozesses«  (A. Viala)  darüber  hinaus  in  eine  andere
Richtung. Der Fokus liegt dabei nicht so sehr auf der »Dogmatik« – einem Begriff, der
im  französischen  Verfassungsrecht  selten  verwendet  wird  beziehungsweise  diesem
»fremd«  ist41 –,  sondern  drückt  sich  vornehmlich  in  einer  stets  neuen
erkenntnistheoretischen  Suche  mit  dem  Ziel  aus,  eine  »wahre«  Wissenschaft vom
Verfassungsrecht anerkennen zu lassen. Darüber hinaus ist es bedeutsam, im Rahmen
dieser  Suche  auch  die  Gegenstände  des  Verfassungsrechts  zu  erkennen:  den
prozessrechtlichen  und den  politischen  Aspekt  dieses  Bereiches  auszuformulieren,
bleibt für die Rechtswissenschaft eine stimulierende Herausforderung.42
 
c) Staatsorganisationsrecht und demokratische Wachsamkeit
14 In Frankreich wie in Deutschland sind Stimmen zu hören, die eine zu »positivistische«
Lesart  der  Verfassung  kritisieren.  Sie  werde  von  einer  »Grundrechtsbesessenheit«43
genährt, welche ihrerseits das demokratische System schwäche. Die Aufforderung, »die
Wirklichkeit  der  Welt  des  Rechts  hinter  der  Silhouette  der  Richter«  zu  entdecken
(A. Viala) oder die Rolle des Rechts im europäischen Integrationsprozesses zu begrüßen
(A. Voßkuhle),  darf  nicht  dazu  führen,  die  politische  Dimension  der  Verfassung  zu
verschleiern. Diese Dimension kann sich als besonders notwendig herausstellen, wenn
die  Fragmentierung  des  Staates  im  Besonderen und  der  politischen  Macht  im
Allgemeinen sowie das Auseinanderbrechen des sozialen Gefüges das Nachdenken über
die Verfassung schwieriger gestalten. 
 
3. Das Verfassungsdenken in einem fragmentierten
Umfeld
15 Da der Begriff der Verfassung mit der Geschichte des Staates verwoben ist, darf die
Frage nach den Transformationen des Staates selbst44 und deren »Auswirkungen auf die
Verfassung«45 nicht ausgeklammert werden.
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a) Verfassung und Staat im Angesicht des Prozesses der
Europäisierung und der Internationalisierung
16 Das  Denken  über  den  Staat  und  die  Verfassung  in  einem  eng  verschränkten
europäischen  und  internationalen  Kontext  stellt  eine  bereits  seit  langem  bekannte
rechtstheoretische Herausforderung dar.
17 Namentlich die Vertiefung des europäischen Integrationsprozesses hat alten Debatten46
neue  Nahrung  gegeben,  welche  die  Grenzen  eines  staatszentrierten  Ansatzes  des
Verfassungsrechts unterstreichen, einschließlich in Deutschland, dem bundesstaatliche
Strukturen doch eigentlich vertraut sind.47 Vor diesem Hintergrund legen Constance
Grewe und Hélène Ruiz-Fabri  in ihrem Beitrag dar,  inwiefern der Rückgriff  auf  das
Verfassungsvokabular  ebenso  wie  die  diesen  Rückgriff  begleitenden  »erbitterten«
Auseinandersetzungen  das  atypische  Wesen  des  europäischen  Einigungsprozesses
veranschaulichen. Zweifellos erfuhren diese Fragen eine besondere Resonanz bei der
Ausarbeitung des  »Vertrages über  eine  Verfassung für  Europa« (2004).  Das  Scheitern
dieses  Vertrages  im  Ratifizierungsprozess  (2005)  und  die  Verabschiedung  eines
klassischen  Vertragswerks  (Vertrag  von  Lissabon,  2009)  haben  allerdings  keinen
Schlusspunkt  unter  diese  Debatten  gesetzt.  Wird  nicht  einerseits  die
»Verfassungsidentität«48 der  Staaten  gegen  eine  manchmal  als  zu  stark
vereinheitlichend  empfundene  europäische  Integration  ins  Feld  geführt?  Sucht  die
Europäische Union andererseits nicht selbst nach einer eigenen »Identität«49 und stützt
sich  dabei  auf  eine  »Wertegemeinschaft«,  die  auf  einem  von  den  nationalen
Verfassungsrichtern  und  den  europäischen  Richtern  bekräftigten  und  geteilten
Verfassungsinstrumentarium beruht (Voßkuhle)?50
18 Von  einem  rechtsvergleichenden  Standpunkt  aus  ist  die  insbesondere  seit  dem
Lissabon-Urteil  des  Bundesverfassungsgerichts51 verstärkte  Vitalität  des  deutschen
Rechtsdiskurses  hervorzuheben.  Ungeachtet  der  seit  1949  für  das  Grundgesetz
charakteristischen  »offenen  Staatlichkeit«52 und  der  Abgrenzung  vom  klassischen
Begriff der »Souveränität«, lässt sich diese Vitalität auch dadurch erklären, dass das
Grundgesetz  außergewöhnliche  Verfassungsbestimmungen  enthält  (z. B.  die
»Ewigkeitsgarantie«  nach  Art. 79,  Abs. 3  GG  oder  auch  die  Bestimmung  über  die
Geltungsdauer  des  Grundgesetzes  in  Art. 146  GG)  und  dass  das
Bundesverfassungsgericht  eine  ausgesprochen  dynamische  Judikatur  verfolgt.  Sein
Präsident Andreas Voßkuhle manifestiert offen den Willen des Gerichts, aktiv an der
Entwicklung  des  europäischen  Rechts  mitzuwirken.53 Ohne  Zweifel  hat  nicht  nur
Deutschland diese Absicht. Doch sind die Bereiche außerordentlich breit, zu denen die
»Impulse« aus Deutschland kommen. Man denke an die Schlagwörter »Grundrechte«
(vgl. dazu die Frage des europäischen Haftbefehls54), Verfassungsidentität55 (vgl. dazu
die Rechtsprechung des EuGH zum kirchlichen Arbeitsrecht56) oder »ultra vires« (vgl.
dazu die sensible Frage der Politik der EZB57).
19 Die  Konstitutionalisierung  des  Völkerrechts  und  die  Diskurse  über  den  »globalen
Konstitutionalismus«58 bieten  gleichfalls  Perspektiven  für  eine  eingehendere
Betrachtung des Verfassungsbegriffes jenseits des Staates.  Allerdings finden sie ihre
Grenzen in ihrer Uneinheitlichkeit und in noch nicht abgeschlossenen Entwicklungen.
Von dieser Feststellung ausgehend, darf bezweifelt werden, ob der »Bedeutungsverlust,
den die Verfassung auf der nationalen Ebene erleidet, auf der internationalen [oder der
europäischen]  Ebene  kompensiert  werden  kann«  (Grimm).  Derartige  Zweifel  bilden
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andererseits die Grundlage für Untersuchungen, die ein verstärktes, zumindest aber
beständiges Interesse am Staat erkennen lassen.59
 
b) Verfassung und Gesellschaft im Kontext der neuen Erwartungen
an den Staat
20 Letztendlich bleibt festzuhalten, dass, gleichgültig wie groß die Unwägbarkeiten auch
sein mögen, denen die französische und die deutsche Verfassungsordnung ausgesetzt
sind,  das  Fortbestehen  dieser  Verfassungsordnungen  sowohl  Flexibilität  und
Bewahrung ihrer Identität als auch Entwicklung und Stabilität voraussetzt. In diesem
Zusammenhang stellt  sich die  Frage,  unter welchen Bedingungen der  demokratisch
verfasste  Staat  weiterhin  den  Rahmen  des  sozialen  Gefüges  bilden  kann.  Die
wiederholten  Bemühungen,  den  Bürger  »präsenter«  zu  machen,  ihm  »neuartige
Rechte« zu geben oder auch ihn ins »Zentrum des Institutionengefüges« zu stellen,60
sind kein Zufall. Stärkung der repräsentativen Demokratie als identitätsstiftendes Band
zwischen  Regierenden  und  Regierten,61 Ausweitung  der  partizipativen Demokratie,
insbesondere  durch  eine  tatsächliche  Mitwirkung  des  Wirtschafts-,  Sozial-  und
Umweltrates  (Conseil  économique,  social  et  environnemental)  oder  dessen
Umgestaltung in eine ganz andere »auf Langfristigkeit«62 angelegte Kammer; Stärkung
der  Rolle  des  Bürgers  als  Grundstein  des  Gesellschaftsvertrages  –  all  diese
unterschiedlichen Pfade gilt es miteinander zu verbinden und zu beschreiten.
21 Bereits die frühen politischen Denker warfen die Frage auf nach dem Verhältnis von
Demokratie und Freiheitlichkeit, nach der Gefahr einer Tyrannei durch die Mehrheit63
sowie nach der Möglichkeit einer »wirksamen« Ausübung der Souveränität durch das
Volk.64 Desgleichen  wurden  die  Unzulänglichkeiten  der  Grundannahmen  liberaler
Denker  und  der  Unterscheidung  zwischen  Privatsphäre  und  öffentlichem  Raum  –
insbesondere  in  Bezug  auf  die  Ausweitung  der  Aufgaben  des  Sozialstaats  (und  der
zunehmenden  Bedeutung  der  wirtschaftlichen  Akteure)65 –  bereits  sehr  früh
thematisiert.
22 Die  Überlegungen  über  den  Verfassungsbegriff  an  der  Wende  vom  20.  zum
21. Jahrhundert  über  die  hier  zusammengestellten  Beiträge  hinaus  weiterzuführen,
setzt voraus, diesen Fragestellungen vertieft nachzugehen, denn die Fortentwicklung
einer zunehmend pluralen Gesellschaft führt zu neuartigen Erwartungen nicht nur an
die politische Macht, sondern auch an deren verfassungsrechtliches Fundament.
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2. Gaillet et al.  (2018); Meinel (2019). Für eine Betrachtung dieser Frage jenseits des deutsch-
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